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1. Auftrag und Organisation der Schulberatung                       zur Gliederung
1.1 Zwar feiern wir in diesem Jahr das 25jährige Bestehen der Schulberatung, weil im Jahre 1965 die staatlichen Schulberater in Bayern beauftragt wurden, "die Bevölkerung in allen Fragen, die den Besuch weiterführender Schulen betreffen, zu beraten." Für die Beschreibung der Aufgaben der Schulberatung als Beratungssystem sind jedoch die Aussagen verbindlich, die im Jahre 1973 vom Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und Kultus, der ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder sowie der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung in ihrem Bildungsgesamtplan formuliert wurden. Diese Dokumente sind zusammen mit der Veröffentlichung des Deutschen Bildungsrats vom Jahr 1970 übersichtlich zusammengefaßt in den Unterlagen zum Lehrerkolleg "Schulberatung" und in Band 2 der DIFF-Materialien zur Weiterbildung der Beratungslehrer. Die bayerischen Bekanntmachungen sind leicht zugänglich in Nr. 14 der "Informationen zur Schulberatung". Im Material zum Lehrerkolleg "Schulberatung" zeigt die synoptische Darstellung sehr schön die Einhelligkeit, mit der die Notwendigkeit der Schulberatung begründet, ihr Profil gezeichnet wird.

Faßt man diese Aussagen zusammen, so ergibt sich folgender Ansatz: Schulberatung ist notwendig geworden, weil das Bildungswesen in der Bundesrepublik sich sehr stark differenziert hat und damit für den einzelnen ein Überblick allein schon über den äußerlichen Aufbau der Bildungslandschaft immer schwerer zu gewinnen war, von den pädagogisch-psychologischen oder schulrechtlichen Implikationen und Konsequenzen eines bestimmten Bildungsverhaltens in fernerer Zukunft ganz zu schweigen.

1.2 Den hieraus sich ergebenden Beratungsbedarf soll ein schuleigenes Beratungssystem decken, weil andere Beratungsinstitutionen (Berufsberatung, Erziehungsberatung, Studienberatung) diesen Sektor nicht mit der notwendigen Kompetenz bearbeiten können. Schulberatung wird begriffen als umfassende pädagogische Beratung mit psychologischer Unterstützung. Sie soll den Weg der Schüler durch die Ausbildungsinstitutionen planen und absichern helfen. Daraus ergibt sich das sehr breite Spektrum von Aufgaben, angefangen bei der Beratung in akuten Situationen, z.B. bei Lernschwierigkeiten oder Verhaltensauffälligkeiten in der Schule, bis hin zur Planung einer Bildungslaufbahn über mehrere Jahre hinweg. 

Diese Aufgaben sollen in erster Linie und in der großen Masse nicht von zentralen Beratungsstellen wahrgenommen werden, sondern von den Beratungslehrern unmittelbar an der jeweiligen Schule. Den Beratungsinstitutionen auf der Ebene der Landkreise und der Regierungsbezirke kommt mehr die Funktion der fachlichen Betreuung und der Fortbildung zu. Tatsächlich liegt das Beratungsaufkommen an den einzelnen Schulen etwa beim Hundertfachen dessen, was an den zentralen Schulberatungsstellen geleistet werden kann. Die Organisation der Schulberatung in Bayern folgt, soweit die personellen Möglichkeiten dazu gegeben sind, weitgehend dem 1973 entworfenen Schema: Beratungslehrer an der Schule, Beratungslehrer bei den Schulämtern, staatliche Schulberatungsstelle. Dies entspricht der Gliederung in einzelne Schule, Kreis, bzw. Stadt, und Bezirk. Auf allen diesen Ebenen sollen zusätzlich pädagogisch-psychologische Fachleute zur Verfügung stehen: Für mehrere Schulen einer Schulart (Schulpsychologe, Schuljugendberater), für einen Landkreis, bzw. einen Schulamtsbezirk, und auf Bezirksebene bei den staatlichen Schulberatungsstellen.

Diese knappe Beschreibung der Grundzüge der Schulberatung sollte klären, wovon wir überhaupt reden, wenn wir von Schulberatung in den neunziger Jahren sprechen. Überhaupt scheint es mir nützlich zu sein, öfter einmal über die besonderen Aufgaben und Möglichkeiten der Schulberatung zu meditieren. Denn sowohl in der Öffentlichkeit als auch bei manchen Beratern, wohl auch da und dort in der Schulverwaltung, wird die Schulberatung einmal als Auskunftei, als Rechtsberatung, dann wieder als Nachhilfe-Vermittlungsbüro oder gar als Paukstudio, als psychologische Beratungsstelle oder als sozialpädagogische Betreuungseinrichtung mißverstanden. Klarheit über das eigene Profil ist aber wie bei allen Diensten auch bei der Schulberatung deshalb wichtig, weil die künftigen Aufgaben die größtmögliche Konzentration der Kräfte verlangen. 

2. Neue Erfahrungen                                                           zur Gliederung
Perspektiven für die neunziger Jahre: Niemand kann in die Zukunft schauen, keiner vermag genauere Aussagen über das Bildungsverhalten der Bevölkerung in den neunziger Jahren zu machen, unmöglich dürfte es sein, die Fragen, die auch an die Schulberatung gestellt werden, präzise zu formulieren. Das bedeutet aber selbstverständlich nicht, daß man es sich leisten könnte, immer nur einem Zug hinterherzulaufen, der schon abgefahren ist. Das klappt einige Male ganz gut, doch ist die Gefahr, bäuchlings auf dem Bahnsteig zu landen im besten Fall -, zu groß, als daß man diesen Sport als Trainingsprogramm selbst für einen so bescheidenen Sektor des Bildungswesens, wie ihn die Schulberatung darstellt, empfehlen könnte.

Vieles, was in diesem Jahrzehnt auf uns zukommt, ist ja schon in Grundzügen festgelegt. Die Zahlen der Schüler, die nach der Mitte des Jahrzehnts eingeschult werden, stehen bereits fest; das Bildungsverhalten der Bevölkerung pflegt keine Sprünge zu machen; bestimmte politische Entwicklungen werden mit der Sicherheit, mit der menschliches Planen möglich ist, eintreten und auf dem Umweg über die persönliche Entscheidung vieler einzelner sich auch auf die Schule und die Schulberatung auswirken; und schließlich hat auch die Schulberatung von ihrer Konzeption her einen inneren Auftrag zur Weiterentwicklung und ständigen Verbesserung ihrer Arbeit zum Nutzen von Schülern und Schule. Die  Verantwortung ist groß: Schullaufbahnentscheidungen, die in diesem Jahrzehnt getroffen werden, wirken sich bis in das zweite Drittel des einundzwanzigsten Jahrhunderts aus. Die Schulberatung beeinflußt die Art und Weise, wie Menschen, deren Arbeit, deren Kenntnisse und Fähigkeiten den Wohlstand  und noch etwas mehr der Bevölkerung für die nächsten Jahrzehnte sichern sollen, sich zu Fragen der Ausund Fortbildung stellen. 

2.1 Was erwartet uns in den neunziger Jahren? Bereits vor den politischen Ereignissen des letzten Jahres in Deutschland Ost und West war absehbar, daß die Mobilität in der Bundesrepublik zunehmen wird. Dieser Prozeß wird künftig, wenn sich die Wirtschaftsgeographie in Deutschland spürbar verändern wird, noch dynamischer verlaufen. Die Angleichung der Schulsysteme in den beiden Teilen Deutschlands wird noch eine geraume Zeit beanspruchen, so daß wir noch ein gutes Stück in die neunziger Jahre hinein mit der Übersiedlerthematik zu tun haben werden, wenn es auch keine Übersiedler in bisherigen Sinne mehr gibt. 

Die deutsche Einigung hat das Thema "Aussiedler" in der öffentlichen Diskussion in den Hintergrund gerückt. In der Beratung ist es gleichwohl unvermindert vorhanden, und mit Sicherheit wird die Öffnung der Grenzen einerseits, die zögerliche Verbesserung der Lebensverhältnisse in den Herkunftsländern andererseits sogar noch zu einer verstärkten Aussiedlungsbewegung führen. Im Vergleich zu den Aussiedlern früherer Jahre haben wir es längst mit Kindern und Jugendlichen zu tun, die schulisch wesentlich schwieriger zu integrieren sind. 

Nicht zu vergessen schließlich ist auch das Heer der Asylbewerber: Kinder und Jugendliche aus dieser Personengruppe sind ebenso schulpflichtig wie ihre deutschen Altersgenossen; dieser Zwang, die besondere rechtliche Situation dieser Menschen sowie die Besonderheiten der kulturellen und sprachlichen Herkunft verwickeln sich zu Beratungsaufgaben, die gegenwärtig noch gar nicht systematisch angegangen werden können. 

Nun gut, könnte man meinen, die Aussiedler- und Asylantenfrage wird sich in überschaubarer Frist mangels Nachzugs von selbst erledigen. Doch selbst wenn diese ohnehin nur schwer als realistisch zu bezeichnende Einschätzung zutreffen sollte, wird man sich doch darauf gefaßt machen müssen, daß mit der Etablierung des europäischen Binnenmarkts im Jahre 1993 die Mobilität innerhalb Europas zu einer Erscheinung werden wird, an die sich die Institutionen, darunter auch die Schulen und mit ihnen die Schulberatung, einzustellen haben. Wir werden es mit einer zunehmend polyethnischen, zunehmend pluralistischen, zunehmend Zentrifugalkräfte entwickelnden Gesellschaft zu tun haben. Auf die Schule werden Probleme zukommen, die kaum mit Hilfe der Schulberatung zu lösen sind, sicher aber nicht ohne sie. Kurzsichtig wäre es zu glauben, hier könne man einige Informationsblättchen verteilen, und damit sei die Angelegenheit abgetan. In die Beratung kommen Einzelpersonen, und die brauchen ganz individuelle Lösungen auf der Grundlage verläßlicher Informationen und gutachtlicher Stellungnahmen. Mit rasch formulierten Rezepten und dem jeweils eigenen Hausschatz von Erfahrungen und Erlebnissen ist da nichts mehr auszurichten. 

2.1 Neben die Aufgaben, die sich aus Um- und Zuzug ergeben, treten solche, die aus Veränderungen in der hier aufgewachsenen Schülerpopulation entstehen: Schon längst sind nicht mehr nur Großstadtschulen mit den Erscheinungen konfrontiert, die sich aus den gewandelten Lebensverhältnissen und Wertorientierungen ergeben: Da ist zunächst die Ein- Kind- Familie, die auf dem Wege ist, zum Normalfall, ja zur Norm zu werden. Sie steht der Institution Schule und ihren besonderen Bedingungen ganz anders gegenüber als die Familie, in der sich die Aufmerksamkeit auf mehrere Kinder verteilt. Nicht nur die Schüler, sondern auch die Eltern müssen langsam lernen, daß der Lehrer sich einer Klasse, und nicht fünfzehn oder zwanzig oder fünfundzwanzig Individuen zu widmen hat; sie müssen und sie können lernen, daß vieles, was sie zunächst als Härte empfinden, auch einen pädagogischen Sinn haben kann. 

Die Schulen haben es in verstärktem Maße mit Kindern alleinerziehender Eltern zu tun, mit Schülern, deren Medienverhalten schulisches Lernen bisweilen schwerwiegend beeinträchtigt, mit Jugendlichen, die in bedrohliche Partnerschafts- oder Drogenkonflikte geraten sind oder am Psychotropf einer Clique oder Sekte hängen. All das sind Erscheinungen, die ihre Wirkung auf das Leben und Lernen in der Schule haben und daher die Schulberatung fordern. 

2.3 Schließlich stehen Schule und Schulberatung vor einer Aufgabe, die sich aus den Bedingungen der modernen Arbeitswelt ergibt: Die Anforderungen an die Arbeitskräfte sind in den letzten Jahren gewachsen und werden weiter wachsen. Für Schüler, die - gleich aus welchen Gründen - aus ihren Fähigkeiten nichts machen, wird es in Zukunft deutlich weniger Verwendungsmöglichkeiten geben; das berufliche Wissen veraltet immer schneller, die Bereitschaft und die Fähigkeit zur regelmäßigen Fortbildung sind mittlerweile für praktisch alle Arbeitnehmer wichtige Voraussetzungen zur Sicherung des Arbeitsplatzes oder zumindest der Berufszufriedenheit geworden. Schulberatung kann und muß daran mitarbeiten, daß junge Menschen eine angemessene Einstellung zu Fort- und Weiterbildung bekommen, daß sie offen bleiben für Neues, sich nicht aus Angst vor der Veränderung, die Lernen immer bedeutet, verschließen.

3. Gegenwärtiger Ausbaustand der Schulberatung              zur Gliederung
Ist die Schulberatung in ihrem derzeitigen Ausbauzustand und in ihrer gegenwärtigen Organisationsform diesen Anforderungen gewachsen? Die Antwort gleich vorweg: Wir meinen, daß der Ansatz der bayerischen Schulberatung, nämlich eine, wie schon gesagt, pädagogische Beratung mit psychologischer Unterstützung, schulartübergreifend, schulnah, schülernah, flächendeckend, in der günstigen Mischung von Dezentralisierung und Zentralisierung - diese in überschaubaren Dimensionen - eine der sinnvollsten, wenn nicht überhaupt die sinnvollste Konzeption der Schulberatung in der Bundesrepublik ist. 

3.1 Ich will das begründen: Das Prinzip "jeder Schule ihren Beratungslehrer oder ihre Beratungslehrerin" kann Schwellenängste vor persönlicher Beratung abbauen, vermeidet die Nachteile ortsferner, anonymer Beratungsstellen, was besonders in ländlichen Gebieten außerordentlich wichtig ist, bietet andererseits die Möglichkeit, daß Schüler und Schülerinnen, die besonderer Beratungs- oder Therapiemaßnahmen bedürfen, rechtzeitig an die geeigneten Stellen weiterverwiesen werden. 

Das Prinzip der schulnahen Beratung ermöglicht eine Beratung der kurzen Wege: Lehrer, die den Schüler im Unterricht haben, sind rasch greifbar, die Schülerakten können ohne Schwierigkeiten eingesehen werden, wichtige Unterlagen zur Leistungsentwicklung können ohne bürokratische Hindernisse in den diagnostischen Prozeß einbezogen werden, der Berater/die Beraterin steht praktisch täglich als Ansprechpartner zur Verfügung und kann umgekehrt die Hypothesen zum Teil in der realen Schulsituation überprüfen. 

Schwellenängste können auch vermieden werden durch das der Schulberatung eigene Prinzip der umfassenden pädagogischen Beratung: Die beratenden Lehrkräfte sind nicht nur für Problemschüler da, sondern ebenso für Hochbegabte, bei denen etwa das Überspringen einer Jahrgangsstufe ansteht; die beratenden Lehrkräfte befassen sich mit dem Schüler, der in der Schule Verhaltensauffälligkeiten zeigt, ebenso wie mit dem, der eine Beratung zur Berufswahlvorbereitung wünscht. Die beratenden Lehrkräfte sind also nicht Sorgenonkel oder Sorgentanten der Schulen, sondern haben ein viel weiter gespanntes Tätigkeitsfeld. Das bedeutet für die Ratsuchenden: Wer vor der Tür des Beratungslehrers gesichtet wird, ist nicht schon als Problemfall zu identifizieren - ein Vorteil, den wir "Insider" manchmal nicht genug würdigen. 

Das Prinzip der schulartübergreifenden Beratung gewährleistet, daß in der Beratung sich der Blick auch auf die jeweils anderen Schularten richtet und eine viel größere Zahl verschiedener Bildungswege zum Gegenstand des beratenden Gesprächs wird, als das bei schularteigenen Beratungsdiensten der Fall wäre. Die Schulberatung macht das gegliederte Schulwesen transparent als ein nach Maßgabe pädagogischer Einschätzungen zu nutzendes System. Gegliedertes Schulsystem, Durchlässigkeit und eine gut funktionierende schulartübergreifende Beratung gehören notwendigerweise zusammen.

Die Organisation der Schulberatung mit den zentralen Stellen in den Bezirken und ihrem System der gestuften fachlichen Betreuung kann gewährleisten, daß die Ratsuchenden überall im Lande ein einheitliches Angebot an Schulberatung vorfinden. 

Die Ausbildung der Beratungslehrer in Dillingen und in den regionalen Weiterbildungskursen hat den amtlichen Rang eines Lehramtsstudiums und bringt viele Beratungslehrer - wer hätte je erwartet, daß es alle sein würden? - dazu, sich mit einem Eifer der Beratungsaufgabe zu widmen, der weit größer ist, als es dem dafür bereitgestellten zeitlichen Rahmen entspricht. 

Schließlich sei noch auf eine nicht zu unterschätzende Stützung der Schulberatung hingewiesen: Ihre Verankerung im Art. 55 BayEUG hat ihr einen Rang verschafft, wie er nur wenigen anderen vergleichbaren Einrichtungen in der Schullandschaft zuteil wurde.

Die Frage also, ob die bayerische Schulberatung den vorhin skizzierten Anforderungen gewachsen sein kann, ist mit guten Gründen zu bejahen für den Fall, daß die mit einigem Scharfsinn konstruierte Mechanik ohne Reibungsverluste arbeiten kann und das Zusammenspiel der einzelnen Teile gesichert ist. Tatsächlich findet dort, wo dieses Zusammenspiel bereits weitgehend funktioniert, das bayerische Beratungssystem beim Publikum, auch, ja vor allem aus anderen Ländern der Bundesrepublik und aus dem Ausland hohe und höchste Anerkennung.

3.2 Das Zusammenspiel ist aber bei weitem noch nicht überall gewährleistet. Die Schulberater sind der Auffassung, daß die Entwicklung der Schulberatung in Bayern noch nicht abgeschlossen ist, daß die Herausforderungen der neunziger Jahre Anlaß zur Besinnung auf die gemeinsamen Aufgaben und die Möglichkeiten ihrer Bewältigung und zu besonderen Anstrengungen um den weiteren Ausbau der Schulberatung sein sollten. 

Wenn wir von Beratungslehrern sprechen, so bezeichnen wir damit eine sehr inhomogene Gruppe, was die Ausbildung und die an die einzelnen Funktionsträger zu stellenden Anforderungen betrifft: Einige haben am Lehrerkolleg Schulberatung teilgenommen, andere an zweiwöchigen Fortbildungskursen der Dillinger Akademie, wieder andere kommen von der früheren Schuljugendberaterausbildung her, eine weitere, wachsende Gruppe hat das Beratungslehrerexamen abgelegt; viele konnten bisher nur die Fortbildungsveranstaltungen vor Ort nutzen, und hier gibt es wiederum von der Zahl und der Thematik der besuchten Veranstaltungen her sehr große Unterschiede. 

Unterschiedlich ist auch die Inanspruchnahme der Beratungslehrer: Während zahlreiche Beratungslehrer und Schuljugendberater mit der ihnen zur Verfügung gestellten Zeit bei weitem nicht auskommen, gibt es immer noch viel zuviele, die vielleicht einmal im Jahr in Aktion treten, wenn es um einen der an den Schulen verbindlich vorgeschriebenen Elternabende zur Information über die Schullaufbahnen geht. Zugegeben: Es kann vorkommen, daß an dieser oder jener kleinen Schule ein wirklich geeigneter Beratungslehrer nicht zu finden ist. Den Sachverhalt aber allein auf die persönliche Schiene zu schieben wäre sicher zu einfach; anderes spielt hier bedeutend herein: die Unvermitteltheit, mit der eine Lehrkraft die Ernennung zum Beratungslehrer treffen kann, die nur unvollkommenen Möglichkeiten, neubestellten Beratungslehrern eine erste Orientierung und einen Grundstock an Kenntnissen und Fertigkeiten mitzugeben, die immer noch nicht befriedigende Anerkennung der Beratung im Kollegium und bei der Schulleitung. Das wiederum hat zum Teil seine Ursache in der ungenügenden Profilierung der Schulberatung: Wer die Aufgabe der Schulberatung vor allem in der Betreuung verhaltensauffälliger Schüler sieht, muß vor den fachlichen und den zeitlichen Anforderungen kapitulieren; wer die Aufgabe des Beratungslehrers in der Abhaltung eines einzigen Elternabends pro Jahr erkennt, muß den Arbeitsaufwand unterschätzen. Und wer glaubt, der Beratungslehrer solle so etwas wie der schon genannte Sorgenonkel, der gute Mensch der Schule sein, wird über einen untätigen Beratungslehrer erfreut sein - ist doch seine Unterbeschäftigung ein Ausweis dafür, daß die Schule in Ordnung ist. 

Wer sich mit der Konzeption der Schulberatung befaßt, wird bald eine große, wie wir glauben, zu große Zahl von Interpretationen der Aufgaben der Schulberatung feststellen, auch und gerade dort, wo man sich für diesen Dienst mit Interesse und Eifer einsetzt.  Selbstverständlich gibt jeder, der nicht gerade am Fließband arbeitet, seiner Tätigkeit seine besondere Handschrift, prägt er seinen individuellen Stil. Was würden wir aber beispielsweise von einer Berufsberatung halten, bei der der eine Berater sich hauptsächlich mit Behinderten befaßt, der andere vor allem die Wirtschaftsentwicklung verfolgt, der dritte ausschließlich ein gutes Einvernehmen zwischen Auszubildenden und Ausbildern herzustellen versucht und wieder ein anderer in der Auswertung von Statistiken die Erfüllung seiner Pflichten und seines Lebens erkennt und das alles wohlgemerkt nicht in einer arbeitsteiligen Organisation, sondern nach freier Würdigung der Notwendigkeiten durch den einzelnen? Die Arbeitszufriedenheit des jeweiligen Beraters mag durch die Freiheit der Aufgabeninterpretation zwar wachsen; was aber haben diejenigen davon, um die es geht, nämlich die Ratsuchenden, die Eltern, die Schüler, die Lehrer? Welchen Begriff sollen sie vom schulischen Beratungsangebot bekommen? 

Weiter beobachten wir, daß die Schulberatung gegenwärtig offenbar nicht zuverlässig genug in der Lage ist, ihre schulartübergreifende Funktion befriedigend wahrzunehmen und dem Publikum zu präsentieren. Schulartübergreifende Beratung, Durchlässigkeit und gegliedertes Schulsystem gehören, wie bereits betont, zusammen. Da und dort sind jedoch Tendenzen erkennbar, schulartspezifische Strukturen aufzubauen, unter sich zu bleiben und den Kampf um die Aufteilung der Schülerströme nicht abmildern zu helfen, sondern in die Beratung herüberzunehmen. Die gute Wirkung, die hier die gemeinsame Weiterbildung in Dillingen und in den Regionen tat und tut, kann selbstverständlich so nicht anhalten; die vorgefundenen Fakten sind zu mächtig. Das kommt nicht von ungefähr: Ein Zusammenhang mit der eben erwähnten Randunschärfe des Tätigkeitsfeldes in der Beratung ist unverkennbar. Zu Recht fragen sich manche Aufsichtsbeamte, wer denn eigentlich genau sagen könne, was ein Berater gleich an welcher Stelle im System tut, welche diagnostischen Verfahren aufgrund welcher Vorbildung verwendet werden (es sind ja weit mehr als die Handvoll, auf die man sich in der Weiterbildung festgelegt hat), wie intensiv die einzelnen Bereiche betreut werden usw. Die Folge könnte der Versuch sein, ja ist es bereits, den beratenden Lehrkräften Aufgaben unabhängig von der Zielsetzung der Schulberatung zuzuweisen; sollten sich diese Tendenzen verstärken und fortsetzen, so würde die Schulberatung nicht zu einem verbindenden Element zwischen den Schularten, sondern wir bekämen es mit einem unüberschaubaren Archipel zu tun, zahlreichen Beratungsinseln, auf deren jeder die Schulberatung neu erfunden würde. Kein Zweifel: Das wäre eine Verfassung, in der man für die neunziger Jahre schlecht gerüstet wäre. 

4. Anforderungen an die Schulberatung                                              zur Gliederung
In welche Richtung sollte sich also nach unserer Auffassung die Schulberatung in den neunziger Jahren fortentwickeln? 

Es ist wohl hinlänglich deutlich geworden, daß ich einen Nachholbedarf in konzeptionellem Bewußtsein in der Schulberatung sehe, und zwar sowohl auf der Ebene der beratenden Lehrkräfte als auch auf der Ebene der Schulverwaltung und in gewisser Weise auch in der Öffentlichkeit.

In der Schulberatung will die Schule die Gefahr verringern, daß durch sie, die Schule, als pädagogische Institution, als soziales Gebilde, als Behörde, als System unnötige Belastungen in das Leben der ihr anvertrauten Schüler gebracht werden, womöglich zusätzlich zu den Hürden, die die Schüler ohnehin schon auf Grund ihrer manchmal nicht leichten Lebensumstände zu tragen haben. 

4.1 Wenn ich eingangs auf die voraussehbaren und bereits vorhandenen Herausforderungen hingewiesen habe, also zum Beispiel die wachsende Mobilität oder veränderte Familiensituation, so war damit selbstverständlich nicht gemeint, daß die Schulberatung diese Fragen selbst angehen sollte oder könnte. Sie würde sich selbst in Mißkredit bringen, wollte sie sich mit dem Asylproblem oder mit familiären Schwierigkeiten mit dem Anspruch auf fachmännische Beratung befassen. Ohne Zweifel sind klare Abgrenzungen zwischen einer Thematik, die die Schulberatung noch etwas angeht, und Aufgaben, die außerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs liegen, unmöglich, und im konkreten Beratungsfall hat man sich immer wieder zu fragen, wo die Trennlinie zwischen zu weiter und zu enger Auslegung des Arbeitsauftrages der Schulberatung verläuft. Die Schwierigkeiten, die sich dabei ergeben, dürfen aber kein Grund sein, sich den Fragen der Konzeption gar nicht zu stellen. Die Einstellung: "Anything goes", die Haltung: "Hauptsache, es hilft" sind keine gute Grundlage für einen Dienst, in dem trotz vieler Defizite - Gott sei's geklagt! - doch einige respektable Beförderungsstellen zu erklimmen sind. 

Wenn wir konzeptionelle Überlegungen anstellen, können wir nicht vom Nullpunkt ausgehen und keine großartigen Visionen entwerfen. Wir haben zu fragen, was die Grundlage der Schulberatung ist, wie die personelle Ausstattung aussieht, wo wir mit der Ausbildung stehen, welche Sachmittel wir zu Verfügung haben und welche Organisationsformen existieren. Wir dürfen hier nicht stehenbleiben, wir müssen uns um eine Weiterentwicklung bemühen, aber zu einer Wende sehen wir keinen Anlaß. 

4.2 Wir brauchen beratende Lehrkräfte, die wissen, wofür sie zuständig sind, und deren Kollegen und Vorgesetzte einen möglichst klaren Begriff vom Arbeitsbereich der Schulberatung haben. Das erfordert Kompetenz, und zwar in zweierlei Hinsicht: Einmal verstanden als die Fähigkeit, übertragene Aufgaben in der zu fordernden Qualität zu erfüllen. Der Beratungslehrer braucht aber auch Kompetenz in dem Sinne, daß man ihm einheitlich an allen Schulen einer Schulart bestimmte Aufgaben zuweist. Die Bevölkerung muß wissen, was sie unabhängig von den unterschiedlichen Bedingungen an den verschiedenen Schularten von den beratenden Lehrkräften erwarten darf. Diese Kompetenz herzustellen ist im wesentlichen Aufgabe der Fort- und Weiterbildung sowie des Systems der fachlichen Betreuung, das so wirkungsvoll wie nur irgend möglich arbeiten muß. Bedenken wir, daß die Mittel, die gegenwärtig für die Fortbildung der Beratungslehrer zur Verfügung stehen, für 300 bis 400 Teilnehmertage ausreichen, so heißt das konkret, daß etwa drei von vier Beratungslehrern einmal im Jahr eine eintägige Fortbildung erhalten können. Da kann man sich nur auf das Notwendigste beschränken, da muß sehr genau geplant werden sowohl von der Thematik als auch vom Teilnehmerkreis her. 

4.3 Damit jeder Beratungslehrer verläßlich informieren kann, muß er in ein gut funktionierendes Informationssystem eingebunden sein, das speziell auf die Belange der schulartübergreifenden Beratung zugeschnitten ist. Dieses Informationssystem muß in beiden Richtungen funktionieren, sowohl von der höheren Ebene (Land, Bezirk) zur niedrigeren (Kreis, einzelne Schule) als auch umgekehrt. 

Für die Behandlung von Fragen, die in den neunziger Jahren auf die Beratung zukommen, ja mit denen sie jetzt schon täglich konfrontiert ist, gibt es noch keine erprobten Methoden: Worauf greifen wir bei der Beratung von Aussiedlern, von Ausländern, von Übersiedlern zurück? Was wissen wir von der Verläßlichkeit unserer diagnostischen Methoden bei Ratsuchenden aus ganz anderen Kulturkreisen, und welche Handlungssicherheit hat der Beratungslehrer/Schuljugendberater bei Schulschwierigkeiten von exzessiven Fernsehern oder Computerspielern? Ist nicht schon die Beratung in Fragen des Eintritts in eine Heimschule hausgemacht und handgestrickt - freilich ohne den kräftig-rustikalen Beiklang dieser Begriffe? Wie steht es mit dem beraterischen Wissen um das Anforderungsprofil wenigstens einer anderen Schulart? Ein Ziel der Arbeit der nächsten Jahre muß die Erarbeitung genaueren Beratungswissens und einigermaßen einheitlicher und überschaubarer Beratungsmethoden sein, damit Widersprüche in der Beratung vermieden werden. Stil- und Temperamentsunterschiede zwischen den einzelnen Beratern können, sollen, müssen sein. Kraß gegensätzliche Aussagen darf sich eine Institution mit dem vertrauenserweckenden Siegel "staatlich" nicht leisten. 

4.4 Diese Ziele sind nur durch eine sinnvolle Organisation zu verwirklichen, und daß die Grundlagen dafür vorhanden sind, ist vorher bereits skizziert worden. Information und Kooperation müssen sowohl in vertikaler als auch in horizontaler Richtung verstärkt und verstetigt werden. Die Unterscheidung in beratende und betreuende Funktionen muß sich deutlicher ausprägen, wir brauchen, um den zum Teil jetzt schon bestehenden Ansprüchen der Bevölkerung an Schulberatung gerecht zu werden, eine Schulberatung aus einem Guß, als Organisation statt als Konglomerat, ein Beratungssystem nicht als Sammlung von Teilen, sondern als Organismus. 

Bisweilen trifft man, wenn man diese Gedanken vorträgt, auf Mißverständisse: Da ist von Bürokratisierung und Überorganisation die Rede; doch das Gegenteil ist das Ziel: Es gilt zu vermeiden, daß sich lediglich deswegen, weil der Gedanke der schulartübergreifenden Tätigkeit ungewohnt ist, zu den bereits vorhandenen ohnehin schon zahlreichen Zuständigkeiten in der Schulberatung nach dem Prinzip der ungeschlechtlichen Vermehrung noch weitere dazu bilden. Man bedenke, daß gerade die Unüberschaubarkeit der Schulberatung vor Jahren zu Überlegungen geführt hat, sie im Zuge der Verwaltungsvereinfachung in ein System zu bringen, das ihr sicherlich nicht gutgetan hätte. Wir haben lebhaftes Interesse daran, daß die Argumente, die damals gegen eine Umstrukturierung sprachen, nicht allmählich an Rückhalt in der Realität verlieren.  

5. Konkrete Maßnahmen                                                                     zur Gliederung
5.1 An welche konkreten Maßnahmen ist nun zu denken? Wir Schulberater halten nichts von einer Reform an Haupt und Gliedern, und zwar, wie wohl deutlich geworden ist, nicht nur aus Realitätssinn oder gar weil wir etwa vor der schnöden Wirklichkeit kapitulierten. Vielmehr glauben wir, daß unsere Arbeit die größte Wirkung haben wird, wenn wir die Linien, die weitgehend mit der Konzeption der Schulberatung im Jahre 1973 vorgegeben wurden, deutlicher markieren bzw. weiterziehen. Wir teilen die Einschätzung, die der Herr Staatsminister in seinem Grußwort an die Staatlichen Schulberater anläßlich der Dienstbesprechung im heurigen Jubiläumsjahr formuliert hat: Für grundlegende konzeptionelle Änderungen gibt es keinen Anlaß. Positiv formuliert bedeutet dies, daß die Strukturen, die derzeit in unterschiedlicher Klarheit und Konkretheit ausgebildet sind, gekräftigt und weiter ausgebaut werden. 

5.2 Das bayerische Schulberatungssystem stellt eine sehr sinnvolle Mischung von zentralen und dezentralen Funktionen dar. Diese Struktur sollte gestärkt und klar profiliert werden. Bezogen auf die zentralen Schulberatungsstellen bedeutet dies den zügigen Ausbau in der Form, wie sie im wesentlichen im Jahr 1973 entworfen wurde: Mag es auch nicht nötig und nicht sinnvoll sein, in allen Schulberatungsstellen die gleiche personelle und sächliche Ausstattung zu erreichen, so sollte doch ein bestimmter Mindeststandard nicht unterschritten werden. Da diese zentralen Stellen sowohl in der Beratung als auch in der fachlichen Betreuung aller beratenden Lehrkräfte schulartübergreifend arbeiten, sollte jede Schulart durch pädagogische und psychologische Mitarbeiter vertreten sein. Nur bei diesem Mindestausbaustand kann es gelingen, die zahlreichen derzeit noch völlig unbearbeiteten Fragen zum Beispiel durch Literaturauswertung oder durch die Erfolgskontrolle von Beratungsmethoden in Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen anzugehen. 

5.3 Berücksichtigt man, daß diese zentralen Stellen Beratungs-, Betreuungs- und Informationsaufgaben wahrzunehmen haben, und zwar über die ganze Bandbreite des Schulsystems hinweg, so liegt der Gedanke nahe, als Ziel der organisatorischen Weiterentwicklung ihre Einrichtung als selbständige Stellen ins Auge zu fassen; als solche sind sie ja ohnehin schon seit einigen Jahren im Haushaltsplan des Staatsministeriums ausgewiesen. Die Details der Organisationsform sind nicht leicht zu klären - zu denken wäre vielleicht daran, daß die neun staatlichen Schulberatungsstellen zusammen eine Behörde bilden, deren Leiter im Kultusministerium sitzt. Das könnte die für die Zukunftsaufgaben notwendige stärkere Arbeitsteilung der Schulberatungsstellen untereinander fördern. Die Schulberater wären dann eine dezen​tralisierte Einheit, ähnlich wie die ständige Konferenz der Kultusminister der Länder: Die "Landeskonferenz Schulberatung", so lautet die Bezeichnung versuchsweise, wäre ein landesweites Arbeitsgremium, das die Aktivitäten in den einzelnen Regierungsbezirken plant und abstimmt. Im Prinzip gibt es auch das schon: So werden etwa auf der jährlichen Dienstbesprechung im Kultusministerium Themen für die Erstellung der "Informationen zur Schulberatung" zugewiesen, und die Schulberater haben unter sich die Sammlung und Pflege von Informationen über die Schulsysteme anderer Länder in der Bundesrepublik aufgeteilt. In kleinerem Maßstab - kleiner deshalb, weil nicht alle Regierungsbezirke daran beteiligt werden konnten - wurde dieses Verfahren im Arbeitskreis des ISB "Neue Informations- und Kommunikationstechniken in der Schulberatung" mit überzeugendem Erfolg erprobt. Auch die zweimal jährlich stattfindenden Fortbildungsveranstaltungen für Schulberater in Dillingen haben Notwendigkeit und Nutzen dieser Abstimmung der Arbeitsprogramme überzeugend bewiesen. 

5.4 Zur Sicherung der Breitenwirkung der Schulberatung ist es ferner notwendig, die bestehenden Einrichtungen auf der Ebene der Landkreise zu stärken. Wichtig ist auch hier, daß die schulartübergreifende Zusammenarbeit gefördert wird. Gegenwärtig haben wir auf dieser Ebene den Beratungslehrer beim Schulamt, der die Verbindung zwischen den zentralen Schulberatungsstellen und den zahlreichen Beratungslehrern der Volksschulen im Bezirk darstellt. Die schulartübergreifende Tätigkeit auf dieser Ebene ist aber noch nicht abgesichert; sie könnte durch institutionalisierte Arbeitsgemeinschaften gewährleistet werden, die zum Teil schon auf freiwilliger Basis existieren. Der "Beratungslehrer beim Schulamt" würde dann ohne genauere Fixierung auf die Herkunftsschulart zum Beratungslehrer auf Kreis- bzw. Stadtebene. Ein Ausbau der Schulberatung in diesem Bereich müßte sich auf jeden Fall an den Aufgaben und an der Konzeption der Schulberatung insgesamt orientieren. So verstehen wir auch die gelegentlichen Hinweise in Schreiben des Staatsministeriums, wo vom Ausbau der Schulberatung auf Schulamtsebene die Rede ist. Dies muß also nicht eine schulamtseigene Beratungsstelle bedeuten, sondern verweist wohl lediglich auf den Arbeitsbereich dieser zu schaffenden Institutionen. 

5.5 Schulberatung konnte noch nie ohne gesicherte Informationen auskommen. Der Druck, immer umfangreichere Datensammlungen bereitzuhalten und sie immer schneller verfügbar zu machen, hat in den letzten Jahren selbst in einem relativ beschaulichen Regierungsbezirk wie der Oberpfalz wieder deutlich zugenommen. Dankenswerterweise hat das Staatsministerium mit der Einrichtung eines Arbeitskreises zum Einsatz neuer Informations- und Kommunikationstechniken in der Schulberatung sichergestellt, daß noch vor der landesweiten Einführung der EDV die Grundlagen für eine einheitliche Anwendung gelegt wurden. Daß die Schulberatung mit ihrem gewaltigen Informationsbedürfnis und Informationsdrang ein klassisches Feld für die Anwendung der EDV ist, stand ohnehin nie in Zweifel. Freilich darf man hier nicht am Anfang des Weges stehenbleiben. Ein PC pro Schulberatungsstelle macht noch keine Informationstechnik, und drei Einzelgeräte, wenn sie dereinst einmal beschaffbar sein sollten, verlangsamen durch den hohen Aufwand der Aktualisierung der Daten das Sy​stem eher als es zu beschleunigen. In den kommenden Jahren, in denen im europäischen Maßstab zu denken geradezu zur Trivialität werden wird, kann es sich die Schulberatung, ein wichtiger Vermittler von Bildungsinformation, eigentlich nicht leisten, die fachliche Betreuung eines Kreises von ca. 450 Personen, verteilt auf die Fläche eines Regierungsbezirks oder einer Stadt, als informationstechnische Sisyphusarbeit darzustellen. Ziel muß die konsequente Einführung eines Systems der elektronischen Datenübermittlung und -speicherung sein, das fürs erste wenigstens bis auf die Ebene der Landkreise hinabreicht. 

Freilich wollen wir nicht den Beratungslehrer, der bienenfleißig jedes Informationströpfchen aus den von der Zentrale zu ihm gelegten Kanälen aufsaugt. Flächendeckendes Beratungssystem kann nicht die totale Versorgung von einem Zentrum aus bedeuten. Aber es wäre schon viel geholfen, wenn wir das Verfahren, das für die Erstellung der "Informationen zur Schulberatung" gefunden wurde, in größerem Maßstab umsetzen könnten. Auch in dieser Hinsicht wäre die erwähnte Landeskonferenz Schulberatung ein sehr geeignetes Instrument zur Planung und Koordination. Die unterschiedlichen Möglichkeiten von Ministerium, Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, ISB und Schulberatern könnten so zu größerer Wirkung vereint werden. 

5.6 Der als notwendig erkannte Ausbau der Schulberatung auf Landkreisebene schließt auch ein, daß diese Stellen besser in den Stand versetzt werden, die zu betreuenden Beratungslehrer mit Material in befriedigender Qualität zu versorgen und den Informationsfluß von den einzelnen Schulen zu ihnen und weiter zu den zentralen Stellen zu verbreitern und zu beschleunigen. Das bedeutet ganz konkret Räume, Zugang zu Telefon und Kopiergeräten, das heißt Geld für Porti, das erfordert Schreibkräfte. Beobachtungen da und dort zeigen, daß zumindest an einigen Landrats- oder Schulämtern Räume zur Verfügung stehen. Bis zum endgültigen Ausbau der Schulberatung auf Landkreisebene wäre es sicher zweckmäßig, diese Räume den Beratungslehrern bei den Schulämtern zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu überlassen.   Wir verlangen vom Beratungslehrer, daß er sich in seinem Arbeitsgebiet beständig fortbildet, Informationen aufarbeitet, pädagogisch sinnvoll berät und mit zahlreichen anderen Stellen zusammenarbeitet. Eine noch so gute Ausstattung der zentralen Stellen mit Personal und Material wäre eine Fehlinvestition, wenn den Beratungslehrern Zeit und Mittel fehlten, das in Fort- und Weiterbildung Gelernte auch an die Personen heranzutragen, um die es in der Schulberatung in erster Linie geht. Den gut ausgebildeten Beratungslehrer erkannt man nicht unbedingt daran, daß er einen Beratungsfall doppelt so schnell abwickeln kann wie ein nicht oder weniger gut ausgebildeter. Eine einheitliche Regelung ist bei den unterschiedlichen Schulgrößen und inneren Strukturen gar nicht einmal so vordringlich. Die Bandbreite der Arbeitsbedingungen der verschiedenen beratenden Lehrkräfte bei im wesentlichen gleichem Auftrag ist jedoch gegenwärtig noch zu groß, ganz zu schweigen von der sehr unterschiedlichen Dotierung durch Beförderungsämter. An den Gymnasien und den beruflichen Schulen spüren wir derzeit sehr deutlich die qualitätssteigernde Wirkung eines Beförderungsanreizes und der Verpflichtung zur Weiterbildung. Dagegen kann es dem mit der Schulberatung angestrebten Zweck sogar widersprechen, wenn an jeder noch so kleinen Schule ein Beratungslehrer ernannt werden muß. Die mehrjährige Beobachtung der Ergebnisse der Erfahrungsberichte gibt hier sehr deutlichen Aufschluß, und wir sind zuversichtlich, daß vielleicht noch in den frühen neunziger Jahren eine Lösung gefunden werden wird. 

In deutlichen Ansätzen zeigt sich der Charakter der Fortbildung der nächsten Jahre. Ich habe auf die Defizite und Anforderungen bereits hingewiesen. Die Entwicklung der nächsten Jahre wird wohl darauf hinauslaufen, den Beratungslehrern einen soliden Grundstock an Fertigkeiten und Kenntnissen zu vermitteln. Noch straffer als in den vergangenen Jahren wird die Fortbildung sich thematisch und in der Auswahl der Teilnehmer an dem Dienst orientieren, den die Beratungslehrer für die Öffentlichkeit zu leisten haben, zumindest ebensosehr wie an dem Grad der ganz persönlichen inneren Bereicherung, die der einzelne Teilnehmer erfährt. Sparsamste Verwendung der Mittel und sinnvoller Aufbau eines mehrjährigen Fortbildungsgangs sind mit dem System der völlig dem einzelnen überlassenen Fortbildungsbeteiligung weniger gut vereinbar als das bereits in einigen Regierungsbezirken praktizierte Verfahren der Direkteinladung. Vor allem aber müssen wir Wege finden, alle Fortbildungskapazitäten, die zugunsten der Beratungslehrer von der Schulverwaltung aller möglichen Ebenen unternommen werden, thematisch, personell und zeitlich mit der Fortbildung durch die Schulberatung abzustimmen. Die Kapazitäten, die für die zentrale Weiterbildung zur Verfügung stehen, sowohl finanziell als auch personell, reichen nicht aus, um alle Beratungslehrer in Bayern auszubilden. Der Ausbildungsabstand zwischen den Beratungslehrern nach § 109 LPO I und den neuernannten Beratungslehrern ist so groß, daß ein gewisser Ausgleich erforderlich erscheint. Zumindest für neuernannte Beratungslehrer sollte die Möglichkeit einer mehrtägigen Einführungsveranstaltung in der Region geschaffen werden können, damit diese Lehrkräfte nicht völlig beim Nullpunkt beginnen und sich, sofern der Vorgänger nicht mehr erreichbar ist, die ersten Monate, oft auch Jahre das meiste selbst erarbeiten müssen. Die Schulberater sind sich einig, daß die Inhalte und Methoden der Weiterbildung zum großen Teil Maßstab für die Fortbildung sein können, soweit diese für die Beratungslehrer tatsächlich den Charakter einer Ausbildung hat. Es müssen Wege gefunden werden, auch die hohen rechtlichen Hürden zwischen Fort- und Weiterbildung zumindest etwas niedriger zu setzen: So könnte beispielsweise die Wartezeit für eine Funktionsstelle schon dann laufen, wenn der Beratungslehrer eines Gymnasiums oder einer beruflichen Schule einen bestimmten Fortbildungsstand erreicht hat. Die Berechtigung zum Testeinsatz muß nicht an den Abschluß der Weiterbildung gebunden sein; die Vergabe von Anrechnungsstunden könnte an die Kombination Fortbildung - Belastung  - gegebenenfalls Betreuung anderer Schulen gebunden sein, insofern könnte der Status der Schuljugendberater durchaus Modell sein.

6. Schluß                                                                                zur Gliederung
All das wird sicherlich nicht völlig kostenneutral zu verwirklichen sein; Realitätsferne wird man den Vorstellungen der Schulberater gleichwohl nicht nachsagen können. Kosten dürfen zudem nicht absolut gesehen werden: Für das gegenwärtige Dasein vieler Beratungslehrer in der Hobbyecke der Schule ist die Schulberatung nach dem heutigen Stand zu kostspielig für ein gut funktionierendes Beratungssystem mit klaren Aufgabenzuweisungen und eindeutigem Tätigkeitsprofil ist es gegenwärtig noch nicht aufwendig genug. Nur zu verständlich ist es, daß nach dem Auf- und Ausbau eines Systems der Krisenintervention an den Schulen kein übermächtiges Verlangen besteht; eine Institution jedoch, die an der ungemein empfindsamen Stelle tätig ist, an der die Bürger als Eltern oder als Schüler und der Staat als Schule oder zumindest als Verleiher nicht unbedeutender schulischer Berechtigungen einander begegnen, muß auf größtmögliche Wirkung hin organisiert sein. Die Schulberatung, als umfassende Bildungsberatung verstanden, hat eine Aufgabe zu erfüllen, die sich aus der Differenzierung der Schulsystems von selbst ergibt. Mit dem Aufwand, der dafür getrieben werden muß, soll nicht mehr, aber auch nicht weniger erreicht werden, als daß  berechtigte Ansprüche der Öffentlichkeit an die Schulberatung mit den Leistungen des Beratungssystems zur Deckung gebracht werden. Und das, so meinen wir, sind keine Utopien, sondern realistische Perspektiven für die neunziger Jahre.  

